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Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 29. Juni 1973 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Sozialistischen Republik Rumänien 
über Sozialversicherung 

A. Zielsetzung 

In zunehmendem Maße halten sich Deutsche, insbesondere als 
Touristen, vorübergehend in Rumänien auf. Außerdem werden 
im Rahmen der wirtschaftlichen und technischen Zusammen-
arbeit zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Sozia-
listischen Republik Rumänien Arbeitnehmer zur Erledigung von 
Arbeiten vorübergehend in das andere Land entsandt. Das vor-
liegende Abkommen soll die sich hieraus ergebenden Probleme 
im Bereich der Sozialversicherung regeln. 

B. Lösung 

Sicherstellung ärztlicher Betreuung für alle Versicherten bei 
vorübergehendem Aufenthalt im anderen Land. Vermeidung 
der Doppelversicherung dadurch, daß die entsandten Arbeit-
nehmer in dem Sozialversicherungssystem ihres Heimatlandes 
eingegliedert bleiben. Gegenseitige Amts- und Rechtshilfe in 
allen Fragen der Sozialversicherung. 

C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

Bund, Länder oder Gemeinden werden durch die Ausführung 
des Gesetzes nicht unmittelbar mit Kosten belastet. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

I/4 (IV/3) — 806 06 — So 48/73 

Bonn, den 20. Dezember 1973 

An den Präsidenten 
des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 
Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 29. Juni 1973 zwi-
schen der Bundesrepublik Deutschland und der Sozialistischen Re-
publik Rumänien über Sozialversicherung mit Begründung. Ich bitte, 
die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Der deutsche und rumänische Wortlaut des Abkommens sowie eine 
Denkschrift zum Abkommen sind beigefügt. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung. 

Der Bundesrat hat in seiner 400. Sitzung am 20. Dezember 1973 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetz-
entwurf keine Einwendungen zu erheben. 

Brandt 
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Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 29. Juni 1973 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Sozialistischen Republik Rumänien 
über Sozialversicherung 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Bonn am 29. Juni 1973 unterzeichneten 
Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutsch-
land und der Sozialistischen Republik Rumänien 
über Sozialversicherung wird zugestimmt. Das Ab-
kommen und das Schlußprotokoll werden nach-
stehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern 
das Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes 
feststellt. 

Artikel 3 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver-
kündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem 
Artikel 15 Abs. 2 in Kraft tritt, ist im Bundesgesetz-
blatt bekanntzugeben. 



Drucksache 7/1480 	Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 

Begründung 

Zu Artikel 1 

Auf das Abkommen findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 
des Grundgesetzes Anwendung, da es sich auf 
Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 84 
Abs. 1 des Grundgesetzes erforderlich, da das Ab-
kommen auch das Verwaltungsverfahren der zu-
ständigen Träger betrifft, die weitgehend Behörden 
der Länder darstellen. 

Zu Artikel 2 

Das Abkommen soll auch auf das Land Berlin An-
wendung finden; das Gesetz enthält daher die 
übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 3 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem 
Erfordernis des Artikels 82 Abs. 2 Satz 1 des Grund-
gesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Ab-
kommen nach seinem Artikel 15 Abs. 2 in Kraft 
tritt, im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

Schlußbemerkung 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Aus-
führung dieses Gesetzes nicht unmittelbar mit 
Kosten belastet. 
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Abkommen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 

Sozialistischen Republik Rumänien über Sozialversicherung 

Die Bundesrepublik Deutschland 

und 

die Sozialistische Republik Rumänien — 

VOM WUNSCHE GELEITET, die Zusammenarbeit zwi-
schen den beiden Staaten zu fördern und die Probleme, 
die sich auf dem Gebiet der Sozialversicherung ergeben, 
zu regeln — 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

Für die Anwendung dieses Abkommens bedeuten die 
nachstehenden Begriffe 

1. „Rechtsvorschriften" 
die Gesetze, Verordnungen, Beschlüsse des Minister-
rats der Sozialistischen Republik Rumänien, Satzungen 
und Durchführungsvorschriften, die in jedem Vertrags-
staat bestehen, soweit sie sich auf die im Artikel 2 
genannten Bereiche beziehen; 

2. „Zuständige Behörde" 

für die Sozialistische Republik Rumänien das Arbeits-
ministerium, für die Bundesrepublik Deutschland der 
Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung; 

3. „Verbindungsstellen" 

die von den zuständigen Behörden eines jeden Ver-
tragsstaates bestimmten Stellen; 

4. „Zuständiger Träger" 

den Träger, dem der Versicherte angehört oder gegen 
den er oder seine Familienangehörigen Leistungsan-
sprüche haben; 

5. „Träger des Aufenthaltsortes" 

den in Artikel 1 Absatz 2 des Schlußprotokolls be-
zeichneten Träger. 

Artikel 2 

(1) Dieses Abkommen bezieht sich 
hinsichtlich der Sozialistischen Republik Rumänien auf 
die Rechtsvorschriften über: 

a) Sozialversicherungen 
b) die Gewährung ärztlicher Betreuung; 
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hinsichtlich der Bundesrepublik Deutschland auf die 
Rechtsvorschriften über: 
a) Krankenversicherung 
b) Unfallversicherung 
c) Rentenversicherung 
d) Arbeitslosenversicherung. 

(2) Als Rechtsvorschriften nach Absatz 1 gelten nicht 

a) die Verträge eines Vertragsstaates, die mit dritten 
Staaten geschlossen sind oder Rechtsvorschriften, die 
zur Anwendung dieser Abkommen erlassen werden; 

b) solche, die von einer zwischenstaatlichen Einrichtung 
erlassen sind, deren Mitglied die Bundesrepublik 
Deutschland ist. 

Artikel 3 

Die Versicherungspflicht eines Arbeitnehmers richtet 
sich nach den Rechtsvorschriften des Vertragsstaates, in 
dessen Gebiet er beschäftigt ist, soweit die Artikel 4 
und 5 nichts anderes bestimmen und soweit keine ab-
weichende Vereinbarung nach Artikel 6 getroffen worden 
ist. 

Artikel 4 

(1) Arbeitnehmer, die von ihrem Arbeitgeber vorüber-
gehend zur Durchführung von Arbeiten in das Gebiet des 
anderen Vertragsstaates entsandt werden, unterstehen 
für die Dauer von 24 Monaten, beginnend mit der An-
kunft im Gebiet des anderen Staates, weiterhin den 
Rechtsvorschriften des Herkunftsstaates, als wären sie in 
dessen Gebiet beschäftigt. 

(2) Die in Absatz 1 genannte Zeitdauer kann auf An-
trag des Arbeitgebers mit Zustimmung des Arbeitneh-
mers durch eine Vereinbarung zwischen den zuständigen 
Behörden beider Staaten verlängert werden. Der Ver-
längerungsantrag ist vor Ablauf der 24-Monatsfrist bei 
der zuständigen Behörde des Herkunftsstaates einzu-
reichen. 

(3) Die in Absatz 2 genannte Vereinbarung wird in der 
Weise getroffen, daß die zuständige Behörde des Her-
kunftsstaates den Antrag prüft und danach der zuständi-
gen Behörde des anderen Staates zur Stellungnahme zu-
leitet. Stimmt diese dem Antrag zu, gilt die Vereinbarung 
als getroffen. Die zuständige Behörde des Herkunfts-
staates unterrichtet den Arbeitgeber über die getrof-
fene Entscheidung. 

Artikel 5 

Für Personen, die unter das Wiener Übereinkommen 
vom 18. April 1961 über diplomatische Beziehungen oder 
das Wiener Übereinkommen vom 24. April 1963 über 
konsularische Beziehungen fallen, bleiben diese Über-
einkommen für die Anwendung der Rechtsvorschriften 
über Soziale Sicherheit unberührt. 

Artikel 6 

(1) Auf Antrag des Arbeitgebers mit Zustimmung des 
Arbeitnehmers können die zuständigen Behörden Aus-
nahmen von den Artikelft 3 bis 5 vereinbaren. 

(2) Der in Absatz 1 genannte Antrag ist bei der zu-
ständigen Behörde des Vertragsstaates einzureichen, in 
dem der Arbeitgeber seinen Sitz hat. 
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Artikel 7 

(1) Versicherte, die nach den Rechtsvorschriften eines 
Vertragsstaates Anspruch auf Leistungen im Fall der 
Krankheit oder Mutterschaft haben, erhalten Leistungen 
dieser Art auch, wenn sie sich vorübergehend im Gebiet 
des anderen Vertragsstaates aufhalten. 

(2) In den in Absatz 1 genannten Fällen besteht An-
spruch auf Sachleistungen jedoch nur, soweit der Ge-
sundheitszustand des Versicherten unverzügliche Lei-
stungsgewährung erfordert. 

(3) Absatz 2 gilt nicht, wenn sich der Versicherte mit 
Genehmigung des zuständigen Trägers im Gebiet des 
anderen Vertragsstaates vorübergehend aufhält, um eine 
seinem Zustand angemessene Behandlung zu erhalten. 

(4) Sachleistungen werden vom Träger des Aufenthalts-
ortes nach den für diesen Träger geltenden Rechtsvor-
schriften gewährt. Die Dauer der Leistungen richtet sich 
nach den für den zuständigen Träger geltenden Rechts-
vorschriften. 

(5) Körperersatzstücke und andere Sachleistungen von 
erheblicher finanzieller Bedeutung werden außer in Fäl-
len unbedingter Dringlichkeit nur gewährt, soweit der 
zuständige Träger zustimmt. Unbedingte Dringlichkeit ist 
gegeben, wenn die Gewährung der Leistung nicht auf-
geschoben werden kann, ohne das Leben oder die Ge-
sundheit des Versicherten ernstlich zu gefährden. 

(6) Geldleistungen werden an die in Absatz 1 genann-
ten Personen vom zuständigen Träger nach den für ihn 
geltenden Rechtsvorschriften gewährt. Der Antrag ist 
beim Träger des Aufenthaltsortes zu stellen, der den An-
tragsteller der ärztlichen Kontrolle wie einen eigenen 
Versicherten unterzieht. 

(7) Absätze 1 bis 6 gelten entsprechend für die Fami-
lienangehörigen. 

(8) Personen und Einrichtungen, die mit den Trägern 
des Aufenthaltsortes Verträge über die Erbringung von 
Sachleistungen für die bei diesen Trägern Versicherten 
und deren Angehörige abgeschlossen haben, sind ver-
pflichtet, Sachleistungen auch für die in diesem Artikel 
genannten Versicherten zu erbringen. Dies geschieht unter 
denselben Bedingungen, wie wenn diese Personen beim 
Träger des Aufenthaltsortes versichert oder Angehörige 
solcher Versicherten wären und als ob sich die Verträge 
auch auf diese Personen erstreckten. 

(9) Die Verwaltungskosten einschließlich der Kosten 
für die ärztliche Kontrolle sind von der Erstattung aus-
geschlossen. 

Artikel 8 

Ausgaben für Sachleistungen, die nach Artikel 7 Ab-
satz 4 gewährt wurden, werden dem Träger des Auf-
enthaltsortes über die Verbindungsstellen vom zuständi-
gen Träger erstattet. 

Artikel 9 

(1) Die zuständigen Behörden können die zur Durch-
führung des Abkommens erforderlichen Maßnahmen ver-
einbaren. 

(2) Die Verbindungsstellen verkehren unmittelbar mit-
einander und vereinbaren, unbeschadet des Absatzes 1, 
im Rahmen ihrer Zuständigkeit unter Beteiligung der zu- 
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ständigen Behörden die Verwaltungsmaßnahmen zur An-
wendung dieses Abkommens einschließlich des Verfah-
rens der Gewährung von Sachleistungen und der Er-
stattung der Ausgaben. 

Artikel 10 

(1) Die zuständigen Behörden verkehren unmittelbar 
miteinander und unterrichten sich gegenseitig über die 
geltende Gesetzgebung über Sozialversicherung sowie 
über alle späteren Änderungen. 

(2) Die Behörden und Träger gewähren sich gegen-
seitig, gegebenenfalls durch Vermittlung der Verbin-
dungsstellen, unentgeltlich Amts- und Rechtshilfe bei der 
Anwendung der Rechtsvorschriften über Sozialversiche-
rung, der Bestimmungen dieses Abkommens sowie für 
die Entscheidung von Streitfällen im Bereich der Sozial-
versicherung. 

(3) Die Verbindungsstellen übersenden sich auf Anfor-
derung Nachweise über die Versicherungs- und Be-
schäftigungszeiten der Arbeitnehmer. 

(4) Anträge, Erklärungen und sonstige Schriftstücke 
dürfen nicht deshalb zurückgewiesen werden, weil sie 
in der Amtssprache des anderen Vertragsstaates abge-
faßt sind. 

(5) Urteile, Bescheide oder sonstige Schriftstücke kö-
nen einer Person, die sich im Gebiet des anderen Ver-
tragsstaates aufhält, unmittelbar durch eingeschriebenen 
Brief mit Rückschein zugestellt werden. 

(6) Etwaige Streitfälle hinsichtlich Auslegung und An-
wendung dieses Abkommens werden von den zuständi-
gen Behörden beider Vertragsstaaten entschieden. Fra-
gen, die von den zuständigen Behörden nicht entschieden 
wurden, werden auf diplomatischem Wege gelöst. 

Artikel 11 

(1) Jede Befreiung oder Ermäßigung von Steuern, 
Stempel-, Gerichts- oder Eintragungsgebühren für Ur-
kunden oder andere Schriftstücke, die nach den Rechts-
vorschriften eines Vertragsstaates einzureichen sind, gilt 
entsprechend auch für die Urkunden und anderen Schrift-
stücke, die nach den Rechtsvorschriften des anderen 
Vertragstaates oder nach diesem Abkommen einzurei-
chen sind. 

(2) Urkunden, Dokumente und andere Schriftstücke 
jeder Art, die im Rahmen der Anwendung dieses Ab-
kommens vorzulegen sind, brauchen nicht durch diplo-
matische oder konsularische Dienststellen legalisiert zu 
werden. 

Artikel 12 

Das beiliegende Schlußprotokoll ist Bestandteil dieses 
Abkommens. 

Artikel 13 

Dieses Abkommen wird auch auf Berlin (West) ausge-
dehnt, entsprechend dem Viermächte-Abkommen vont 
3. September 1971 in Übereinstimmung mit den fest-
gelegten Verfahren. 

Artikel 14 

Das Abkommen wird auf unbestimmte Zeit geschlos-
sen. Jeder Vertragsstaat kann es unter Einhaltung einer 
Frist von drei Monaten zum Ende eines Kalenderjahres 
kündigen. 
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Artikel 15 

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation. Die 
Ratifikationsurkunden werden, so bald wie möglich, in 
Bukarest ausgetauscht. 

(2) Das Abkommen tritt am ersten Tag des zweiten 
Monats nach Ablauf des Monats in Kraft, in dem die 
Ratifikationsurkunden ausgetauscht werden. 

GESCHEHEN zu Bonn am 29. Juni 1973 in zwei Ur-
schriften, jede in deutscher und rumänischer Sprache, 
wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 

Für die Bundesrepublik Deutschland 
Pentru 

Republica Federal Germania 

Scheel 



Drucksache 7/1480 	Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 

Schlußprotokoll 
zum Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 

Sozialistischen Republik Rumänien über Sozialversicherung 

Artikel 1  

(1) Die zuständigen Behörden der beiden Vertragsstaa-
ten werden sich gegenseitig die Liste der Verbindungs-
stellen, die gemäß Artikel i Nummer 3 des Abkommens 
bestimmt wurden, mitteilen. 

(2) Träger des Aufenthaltsortes im Sinne des Artikels 1 
Nummer 5 des Abkommens sind 

a. hinsichtlich der Sozialistischen Republik Rumänien die 
Gesundheitsabteilungen der Kreisvolksräte und des 
Munizipiums Bukarest und die Sanitätseinheiten, die 
ärztliche Betreuung gewähren; 

b. hinsichtlich der Bundesrepublik Deutschland die ört-
lich zuständigen Ortskrankenkassen. 

Artikel 2 

(1) Beiträge zur gesetzlichen Rentenversicherung der 
Bundesrepublik Deutschland, die von den rumänischen 
Firmen Arcom und Aroconstrukt vor dem Inkrafttreten 
des Abkommens für rumänische Arbeitnehmer abgeführt 
wurden, die in der Bundesrepublik Deutschland beschäf-
tigt waren, werden auf Antrag zurückgezahlt. 

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn der Arbeitnehmer Regel-
leistungen der Rentenversicherung der Bundesrepublik 
Deutschland in Anspruch genommen hat. 

(3) Mit der Rückzahlung erlöschen alle Ansprüche 
gegen die Träger der Rentenversicherung der Bundes-
republik Deutschland aus diesen Beiträgen oder den 
ihnen zugrunde liegenden Beschäftigungszeiten. 

Artikel 3 

(1) Die in Artikel 4 Absatz 1 des Abkommens genannte 
Frist beginnt für Arbeitnehmer, die zum Zeitpunkt des 
Inkrafttretens des Abkommens bereits im Gebiet des 
anderen Vertragsstaates beschäftigt sind, wenn die 
Voraussetzungen dieses Artikels erfüllt sind, mit diesem 
Zeitpunkt. 

(2) Für Arbeitnehmer, die im Gebiet eines Vertrags-
staates im Rahmen der wirtschaftlichen und technischen 
Zusammenarbeit oder zu ihrer Ausbildung oder Fortbil-
dung einen befristeten Arbeitsvertrag mit einem Arbeit-
geber in diesem Vertragsstaat schließen, ohne ihr 
Arbeitsverhältnis mit dem Arbeitgeber im anderen Ver-
tragstaat zu läsen, findet Artikel 3 in Verbindung mit 
Artikel 6 des Abkommens Anwendung. 

Artikel 4 

(1) Arbeitnehmer, die von der Anwendung der Rechts-
vorschriften des Beschäftigungslandes freigestellt sind, 
erhalten bei Arbeitsunfällen Erstversorgung nach den 
Rechtsvorschriften des Beschäftigungslandes zu Lasten 
des zuständigen Trägers. Die weitere Leistungsgewäh-
rung für diese Arbeitnehmer erfolgt nach Artikel 7 des 
Abkommens. 
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(2) Arbeitgeber, die im Gebiet eines Vertragsstaates 
Arbeitnehmer beschäftigen, die auf Grund des Abkom-
mens von der Anwendung der Rechtsvorschriften dieses 
Vertragsstaates freigestellt sind, sind verpflichtet, mit 
den Trägern der Unfallversicherung in diesem Vertrags-
staat auf dem Gebiet des Arbeitsschutzes und der Unfall-
verhütung zusammenzuarbeiten. 

Artikel 5 

Als Behörden im Sinne des Artikels 10 Absatz 2 gelten 
in bezug auf die Bundesrepublik Deutschland auch die 
Gerichte der Sozialgerichtsbarkeit. 

GESCHEHEN zu Bonn am 29. Juni 1973 in zwei Ur-
schriften, jede in deutscher und rumänischer Sprache, 
wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 

Für die Bundesrepublik Deutschland 
Pentru 

Republica Federală Germania 

Scheel 
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Denkschrift zum Abkommen 

I. Vorbemerkung 

Im Rahmen der wirtschaftlichen und technischen 
Zusammenarbeit zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Sozialistischen Republik Ru-
mänien werden deutsche beziehungsweise rumä-
nische Arbeitnehmer zur Erledigung von Arbeiten 
von Firmen vorübergehend in das andere Land ent-
sandt. Das vorliegende Abkommen soll die dadurch 
entstehenden Probleme im Bereich der Sozialver-
sicherung regeln, insbesondere soll sichergestellt 
werden, daß diese Arbeitnehmer in dem Sozialver-
sicherungssystem ihres Heimatlandes eingegliedert 
bleiben. Es sieht weiterhin vor, daß alle Versicher-
ten der deutschen Krankenkassen bei einem vor-
übergehenden Aufenthalt (z. B. Urlaub) in Rumänien 
ärztliche Betreuung im Krankheitsfalle erhalten. Es 
regelt ferner die gegenseitige Rechts- und Verwal-
tungshilfe in allen Fragen der Sozialversicherung. 

H.  Abkommen 

Artikel 1 enthält die Erläuterung der in den 
nachfolgenden Artikeln wiederholt verwendeten 
Begriffe. Die Vorschrift soll die Anwendung des 
Abkommens erleichtern. 

Artikel 2 legt den sachlichen Geltungsbereich 
des Abkommens fest. Es erstreckt sich in der Bun-
desrepublik Deutschland auf die Krankenversiche-
rung, die Unfallversicherung, die Rentenversiche-
rung und die Arbeitslosenversicherung. 

Nach Absatz 2 sind Rechtsvorschriften, die sich aus 
Verträgen eines der Vertragsstaaten mit einem drit-
ten Staat oder aus dem Recht der Europäischen 
Gemeinschaften (z. B. in bezug auf die Bundesrepu-
blik Deutschland aus den Verordnungen des Rates 
der Europäischen Gemeinschaften) ergeben oder zu 
deren Ausführung dienen, bei Anwendung dieses 
Abkommens nicht zu berücksichtigen. 

Artikel 3 enthält den Grundsatz, daß die Rechts-
vorschriften über Soziale Sicherheit des Vertrag-
staates anzuwenden sind, in dessen Gebiet der be-
treffende Arbeitnehmer beschäftigt ist. Das ent-
spricht dem deutschen innerstaatlichen Sozialver-
sicherungsrecht. Von dieser Grundregel enthalten 
die Artikel 4 bis 6 eine Reihe von Ausnahmen. 

Artikel 4 sieht vor, daß entsandte Arbeitnehmer 
für die Dauer von 24 Monaten den Rechtsvorschrif-
ten über Soziale Sicherheit des Herkunftsstaates 
weiter unterliegen. Auf Antrag des Arbeitgebers 
mit Zustimmung des Arbeitnehmers können die 
Arbeitsministerien diese Zeitdauer durch eine Ver-
einbarung verlängern. 

Artikel 5 stellt sicher, daß für Personen, die 
unter das Wiener Übereinkommen vom 18. April 
1961 über diplomatische Beziehungen oder das 
Wiener Übereinkommen vom 24. April 1963 über 
konsularische Beziehungen fallen, diese Überein-
kommen für die Anwendung der Rechtsvorschriften 
im Sinne des Artikels 2 des Abkommens unberührt 

bleiben. Den Wiener Übereinkommen sind beide 
Vertragstaaten beigetreten. 

Artikel 6 enthält die auch sonst in ähnlichen 
mit westlichen Ländern geschlossenen Abkommen 
übliche Regelung, daß die Arbeitsministerien der 
beiden Vertragstaaten Abweichendes zu den Be-
stimmungen der Artikel 3 bis 5 vereinbaren können. 

Artikel 7 bestimmt Näheres über die Gewährung 
von Sachleistungen bei Krankheit, Mutterschaft und 
Arbeitsunfällen von entsandten Arbeitnehmern. Er 
gilt sowohl für die entsandten Arbeitnehmer als 
auch für die Touristen und beruht im wesentlichen 
auf denselben Grundsätzen, die in den Verordnun-
gen (EWG) Nr. 1408/71 des Rates vom 14. Juni 1971 
(Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften vom 
5. Juli 1971, Nr. L 149) und Nr. 574/72 des Rates 
vom 21. März 1972 (Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften vom 27. März 1972, Nr. L 74) nieder-
gelegt sind. 

Artikel 8 sieht vor, daß die Kostenabrechnung 
für die Sachleistungen über die Verbindungsstellen 
erfolgt. 

Die Ar t ik e 1 9 bis 11 enthalten die auch sonst 
üblichen Regelungen für das Zusammenwirken der 
in den beiden Vertragstaaten mit der Durchführung 
des Abkommens betrauten Stellen. Insbesondere 
sieht Artikel 10 Abs. 2 die unentgeltliche Amts- 
und Rechtshilfe in allen Bereichen der Sozialver-
sicherung (auch der Rentenversicherung) vor, und 
Artikel 10 Abs. 3 regelt die Verpflichtung der Ver-
bindungsstellen, sich auf Anforderung Nachweise 
über die Versicherungs- und Beschäftigungszeiten 
der Arbeitnehmer zu übersenden. 

Artikel 12 sieht vor, daß das Schlußprotokoll 
Bestandteil des Abkommens ist und die gleiche Gel-
tungsdauer wie dieses hat. 

Artikel 13 enthält die zwischen den Regierungen 
ausgehandelte Berlin-Klausel. 

Artikel 14 und 15 enthalten die üblichen Schluß-
bestimmungen. 

Schlußprotokoll 

Artikel 1 bestimmt, daß die Arbeitsministerien 
sich gegenseitig die von ihnen bestimmten Verbin-
dungsstellen mitteilen werden. Er bestimmt ferner 
den Träger des Aufenthaltsorts im Sinne des Arti-
kels 1 Nr. 5 des Abkommens. 

Artikel 2 sieht vor, daß die von den rumä-
nischen Firmen Arcom und Aroconstrukt für ent-
sandte rumänische Arbeitnehmer vor Inkrafttreten 
des Abkommens gezahlten Rentenversicherungsbei-
träge zurückgezahlt werden, nicht dagegen die Bei-
träge zur Krankenversicherung und Arbeitslosenver-
sicherung. Bei Inanspruchnahme von Regelleistun-
gen der Rentenversicherung entfällt eine Erstattung. 
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Ar tikel 3 Abs. 1 enthält eine Übergangsvor-
schrift: Er bestimmt Näheres über den Beginn der 
in Artikel 4 Abs. 1 des Abkommens geregelten Ent-
sendefrist von 24 Monaten. Artikel 3 Abs. 2 be-
stimmt, daß die Befreiungsvorschriften (Artikel 3 in 
Verbindung mit Artikel 6 des Abkommens) auch 
für die Fälle gelten, in denen Arbeitnehmer im Rah-
men der wirtschaftlichen und technischen Zusam-
menarbeit oder zu ihrer Ausbildung und Fortbildung 
einen befristeten Arbeitsvertrag im anderen Ver-
tragstaat schließen, ohne ihr Arbeitsverhältnis mit 
dem Arbeitgeber in ihrem Herkunftsland zu lösen. 
Es handelt sich dabei z. B. um gemeinsame Ent-
wicklungshilfeprojekte, bei denen in der Regel die 
Bundesrepublik die Arbeitsmittel und Rumänien die 

Arbeitskräfte zur Verfügung stellt, oder um Bedie-
nungspersonal im Gaststättengewerbe. 

Ar tik el  4 sieht vor, daß von der Anwendung 
der Rechtsvorschriften des Beschäftigungslandes 
freigestellte Arbeitnehmer Erstversorgung nach den 
Rechtsvorschriften des Beschäftigungslandes zu 
Lasten des Trägers erhalten, bei dem der Arbeit-
nehmer versichert ist. Die weitere Leistungsgewäh-
rung erfolgt wieder nach Artikel 7 des Abkommens. 

Ar tik el  5 dient der Klarstellung, daß auch die 
deutschen Sozialgerichte Amts- und Rechtshilfe im 
Rahmen des Artikels 10 Abs. 2 des Abkommens lei-
sten. 




